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Protokoll
zu dem am 1. Februar 1957 in Warschau 

zwischen der . Deutschen Demokratischen Republik 
und der Volksrepublik Polen Unterzeichneten Vertrag 

über den Rechtsverkehr in Zivil-, Familien- und Strafsachen

Der Staatsrat der Deutschen Demokratischen Republik und 
der Staatsrat der Volksrepublik Polen haben sich, von dem 
Wunsche geleitet, die vertraglichen Beziehungen auf dem Ge­
biete des Rechtsverkehrs zu vertiefen und zu vervollkomm­
nen, entschlossen, den am 1. Februar 1957 zwischen der Deut­
schen Demokratischen Republik und der Volksrepublik Polen 
Unterzeichneten Vertrag über den Rechtsverkehr in Zivil-, 
Familien- und Strafsachen zu ändern und zu ergänzen.

Zu diesem Zweck haben sie zu ihren Bevollmächtigten er­
nannt :

Der Staatsrat der Deutschen Demokratischen Republik 
Hans-Joachim H e u s i n g e r

• Stellvertretender Vorsitzender des Ministerrates der 
Deutschen Demokratischen Republik 
und Minister der Justiz 
Der Staatsrat der Volksrepublik Polen 
Wlodzimierz B e r u t o w i c z  
Minister der Justiz der Volksrepublik Polen

die nach Austausch ihrer in guter und gehöriger Form befun­
denen Vollmachten folgendes vereinbart haben:

Artikel 1
Der am 1. Februar 1957 zwischen der Deutschen Demokrati­

schen Republik und der Volksrepublik Polen Unterzeichnete 
Vertrag über den Rechtsverkehr in Zivil-, Familien- und 
Strafsachen wird wie folgt geändert beziehungsweise er­
gänzt :

1. Nach Artikel 2 wird Artikel 2 А eingefügt:
Artikel 2 A

Die Rechtshilfe umfaßt auch die Feststellung des Auf­
enthalts von Personen auf dem Territorium des einen 
Vertragspartners gegen die von Personen, die auf dem 
Territorium des anderen Vertragspartners ihren Wohnsitz 
oder Aufenthalt haben, zivil- oder familienrechtliche An­
sprüche geltend gemacht werden, sowie die Ermittlung 
der Arbeitsstelle und der Höhe des Einkommens von 
Personen, die wegen Unterhaltsforderungen in Anspruch 
genommen werden. Zur Erleichterung der Erledigung 
derartiger Ersuchen übermittelt der ersuchende Vertrags­
partner alle vorhandenen Hinweise.

2. Artikel 15 erhält folgende Fassung:
Artikel 15 

Erteilung von Informationen
(1) Die Minister der Justiz und die Generalstaatsanwälte 
der Vertragspartner übermitteln sich gegenseitig die wich­
tigsten Gesetzgebungsakte auf dem Gebiet des Zivil-, 
Familien- und Strafrechts.
(2) Die Minister der Justiz und die Generalstaatsanwälte 
der Vertragspartner erteilen einander auf Ersuchen Aus­
kunft über das Recht, das in ihren Staaten gilt oder ge­
golten hat, sowie über die Rechtspraxis.

3. Artikel 18 erhält folgende Fassung:
Artikel 18

(1) Den Staatsbürgern des einen Vertragspartners wird 
auf dem Territorium des anderen Vertragspartners einst­
weilige Kostenbefreiung unter denselben Voraussetzun­
gen und in demselben Umfang wie eigenen Staatsbürgern 
gewährt.
(2) Eine einstweilige Kostenbefreiung, die von dem zu­
ständigen Gericht des einen Vertragspartners in einer

bestimmten Sache bewilligt wurde, erstreckt sich auch 
auf die Kosten für das Verfahren wegen Anerkennung 
und Vollstreckung einschließlich der Zwangsvollstreckung 
von Entscheidungen auf dem Territorium des anderen 
V ertragspartners.

4. Artikel 21 erhält folgende Fassung:
Artikel 21 

Eheschließung
(1) Die Voraussetzungen für die Eingehung der Ehe be­
stimmen sich für jeden der künftigen Ehegatten nach 
dem Recht des Vertragspartners, dessen Staatsbürger er 
ist.
(2) Die Form der Eheschließung bestimmt sich nach dem 
Recht des Vertragspartners, auf dessen Territorium die 
Ehe geschlossen wird.
(3) Die Form der Eheschließung, die vor einem dazu 
ermächtigten diplomatischen oder konsularischen Vertre­
ter vorgenommen wird, bestimmt sich nach dem Recht 
des Entsendestaates des diplomatischen oder konsulari­
schen Vertreters.

5. Nach Artikel 22 wird Artikel 22 А eingefügt:
Artikel 22 A 

Zuständigkeit in Verfahren wegen persönlicher 
und vermögensrechtlicher Beziehungen der Ehegatten

(1) In Verfahren wegen persönlicher und vermögens­
rechtlicher Beziehungen der Ehegatten sind die Gerichte 
des Vertragspartners zuständig, dessen Staatsbürger die 
Ehegatten sind. Haben die Ehegatten zur Zeit der Einlei­
tung des Verfahrens ihren Wohnsitz auf dem Territorium 
des anderen Vertragspartners, so sind auch die Gerichte 
dieses Vertragspartners zuständig.
(2) Ist einer der Ehegatten Staatsbürger des einen und 
der andere Staatsbürger des anderen Vertragspartners, so 
sind in Verfahren wegen persönlicher und vermögens­
rechtlicher Beziehungen der Ehegatten die Gerichte des 
Vertragspartners zuständig, auf dessen Territorium die 
Ehegatten ihren gemeinsamen Wohnsitz haben oder zu­
letzt hatten.

6. Artikel 24 erhält folgende Fassung:

Artikel 24
Bestehen, Nichtbestehen und Nichtigkeit der Ehe

(1) Die Feststellung des Bestehens oder Nichtbestehens 
einer Ehe oder die Nichtigkeitserklärung einer Ehe be­
stimmt sich nach dem gemäß Artikel 21 anzuwendenden 
Recht.
(2) Für die Zuständigkeit der Gerichte gelten die Bestim­
mungen des Artikels 23 entsprechend.

7. Die Artikel 26, 27 und 28 erhalten folgende Fassung:
Rechtsverhältnisse zwischen Eltern und Kindern 

Artikel 26
(1) Die Rechtsverhältnisse zwischen Eltern und Kindern 
bestimmen sich nach dem Recht des Vertragspartners, 
dessen Staatsbürger das Kind ist. Besitzt ein Kind die 
Staatsbürgerschaft beider Vertragspartner, bestimmen sich 
die Rechtsverhältnisse zwischen Eltern und Kindern nach 
dem Recht des Vertragspartners, auf dessen Territorium 
das Kind seinen Wohnsitz hat.


